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VERWALTUNGSRECHTLICHES IM STÄDTEBAU 

von D« CONRAD BORNHAK 



Verwaltungsrechtliches im Städtebau. 

Von 

Conrad Borahak. 



Daß ein Jurist zur Frage des Städtebaues das Wort ergreift, könnte 
überraschend erscheinen und den Zuruf rechtfertigen: „Schuster bleib bei 
deinem Leisten." Und doch hat auch ein Jurist dabei mitzusprechen. 
Es beruht das nicht bloß auf der für den Juristen selbstverständlichen 
Tatsache, daß der Jurist alle Dinge am besten versteht, sondern ruht auf 
tieferen Gründen. Das Recht ist die äußere Form menschlicher Lebens- 
verhältnisse, und alles menschliche Zusammenwirken bewegt sich in den 
Formen des Rechts. Wie wir keine Flüssigkeit haben können ohne ein 
sie umschließendes Gefäß, so keine menschliche Lebensbetätigung ohne 
Recht. Uber das wechselseitige Wertverhältnis beider bleibt das Urteil 
offen. Kostbares Gefäß kann einen wertlosen Inhalt haben und umgekehrt, 
aber sie beeinflussen sich beide. Das gilt auch vom Städtebau. 

Für den mittelalterlichen Städtebau war der Charakter im wesentlichen 
gegeben durch den bestehenden Zustand von Staat und Recht. Eine 
universelle allbeherrschende Kirche, die trotz aller ihr anhaftenden irdischen 
Mängel den höchsten Idealen zustrebte. Eine schwache Staatsgewalt und 
unentwickelte Volkswirtschaft, die den Handel und Verkehr auf die um- 
mauerten Städte verwies. Hier die Beschränkung auf engsten Raum, 
schon im Interesse der leichteren Verteidigung. Die geschlossene Zunft- 
verfassung aller Gewerke, auch des Baugewerkes. Die hieraus sich er- 
gebende Rechtsordnung war gewiß der Ausdruck der Kultur der Zeit, aber 
bedingte hinwiederum den Städtebau. 

Denn auf diesem Boden entstand das mittelalterliche Stadtbild, dessen 
malerische Romantik uns wie mit Zaubergewalt gefangen nimmt. Die 
großen gewaltigen Kirchen, die in dem kleinen städtischen Weichbilde 
kaum Platz zu haben scheinen, eng umbaut, erst die Neuzeit schwärmt 
für Freilegung. Alle anderen Gebäude eng zusammengedrängt. Die zunft- 
mäßige Gebundenheit des Baugewerkes sorgt für einheitlichen Stil, ohne 
doch hervorragender Begabung innerhalb dieses Rahmens die Betätigung 
abzuschneiden. So entsteht die mittelalterliche Stadt. 

Demgegenüber hat die absolute Monarchie alle Schranken des Rechts 
niedergerissen. Bau und Vergrößerung der Städte, namentlich der fürst- 
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liehen Residenzen gilt als Ziel fürstlichen Ehrgeizes. Die Bürger müssen 
Bauten errichten, zum Teil auf geschenktem Grund und Boden, über das 
Bedürfnis hinaus. Weiter Raum steht zur Verfügung. Denn außerhalb 
der wenigen Festungen haben die Mauern nur noch Bedeutung für die 
Akzise. Noch besteht die zunftmäßige Gebundenheit des Gewerbes, aber 
die Volkswirtschaft ist durch den großen Krieg zurückgeschleudert, man 
kann nur das Notwendigste tun. So entsteht auf breiten Straßen und 
großen Grundstücken der nüchterne Kasernenstil. 

Mit dem Untergange des Polizeistaates wurde die freie Entfesselung 
der individuellen Kräfte leitender Grundsatz, die zunftmäßige Gebunden- 
heit des Baugewerbes hörte auf. Dem individuellen Geschmack war freier 
Spielraum und mit steigendem Wohlstande auch die Möglichkeit der Be- 
tätigung gegeben. Andrerseits stieg der Wert städtischer Grundstücke und 
damit die Verlockung, sie übermäßig auszuschlachten. Die Beengung des 
Raumes durch Bauwerke wurde nur an öffentlichen Straßen, durch Tore, 
Gerichtslauben usw. empfunden, die als Verkehrshindernisse fallen mußten. 

Die Ergebnisse der individualistischen Anarchie sind in jeder Hinsicht 
betrübend. Manches schöne alte Bauwerk fiel dem Fortschritte und den 
Interessen des Verkehrs zum Opfer. Gemeinden wie Private bauten jeder 
nach seinem Geschmacke, und dieser bestand vielfach darin, keinen Ge- 
schmack zu haben. Die Spekulation trieb den Preis der Grundstücke und 
der Mieten in die Höhe und gab als Ersatz ungesunde Wohnräume. Diese 
Zustände wurden um so unhaltbarer, ein je größerer Teil der Bevölkerung 
sich durch Abwanderung vom flachen Lande in den Städten zusammen- 
drängte. 

Wir können nicht behaupten, daß wir die individualistische Periode 
unserer Kultur- und Rechtsentwicklung schon verlassen haben, aber der 
Höhepunkt, der etwa in das Jahr 1850 fällt, ist überschritten. An die 
Stelle der polizeistaatlichen Willkür von oben, an Stelle der individua- 
listischen Willkür von unten, die beide keine Rechtsordnung anerkennen, 
ist ein fein gegliedertes Verwaltungsrecht getreten, das namentlich der 
Tätigkeit des Oberverwaltungsgerichts seine Ausbildung verdankt. Da es 
sich wesentlich um Partikularrecht handelt, ist die Beschränkung auf 
den größten deutschen Einzelstaat, Preußen, durch die Natur der Dingo 
geboten. 

Für den Städtebau kommen wesentlich zwei Faktoren in Betracht, die 
Polizei und die kommunale Wohlfahrtspflege. 

Die Polizei war in dem berühmten § 10 II, 17 ALR. dahin bestimmt, 
daß die Erhaltung der öffentlichen Sicherheit, Ruhe und Ordnung und die 
Abwehr der dem Publiko oder einzelnen Personen bevorstehenden Gefahr 
das Amt der Polizei sei. Als man unter der Herrschaft des Polizeistaates 
diese Begriffsbestimmung aufstellte, dachte man natürlich nicht daran, der 
Polizei Rechtsschranken zu ziehen. Es sollte nur die im städtischen oder 
patrimonialen Besitze befindliche Polizeigerichtsbarkeit gegen die höhere 
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Kriminalgerichtsbarkeit abgegrenzt werden. Erst als die individualistische 
Auflehnung gegen den Polizeistaat das Programm des Rechtsstaates auf- 
stellte, daß die Behörde nur auf Grund eines Gesetzes in die individuelle 
Sphäre eingreifen dürfe, gewann — namentlich durch die Rechtsprechung 
des Oberverwaltungsgerichts — der § 10 II, 17 ALR. seine heutige Be- 
deutung, Rechtsgrundlage für das Eingreifen der Polizei zu sein. So wird 
er für das ganze preußische Staatsgebiet als geltendes Recht betrachtet 
und ist auch Ausgangspunkt für die Baupolizei. 

Daneben enthielt das ALR. II, 8 §§ 65 ff . bei Erörterung des Eigen- 
tums auch einige Einschränkungen des Eigentümers beim Bauen. So sollte 
zum Schaden oder zur Unsicherheit des gemeinen Wesens oder zur Ver- 
unstaltung der Städte und öffentlichen Plätze kein Bau und keine Ver- 
änderung vorgenommen werden (§ 66). Die Anlage eines neuen Baues in 
Städten bedurfte daher vorheriger Anzeige an die Obrigkeit zur Beurteilung 
(§ 67). Vorzüglich war für Errichtung oder Verlegung einer Feuerstelle in 
Städten oder auf dem Lande eine besondere obrigkeitliche Erlaubnis not- 
wendig (§ 69). 

Auf diesen Grundlagen hat sich die Baupolizei nach Form und Inhalt 
zu betätigen. 

Der Form nach. Der Forderung des Rechtsstaates, daß alles Ein- 
greifen der Obrigkeit in die individuelle Sphäre der gesetzlichen Grundlage 
bedarf, ist äußerlich Genüge geschehen. Denn auch die Baupolizei muß 
sich innerhalb der Schranken des § 10 II, 17 ALR. bewegen. Aber ein- 
gehendere Baupolizeigesetze, wie sie andere Staaten haben, fehlen. Nur 
einzelne Gegenstände, wie das Ansiedlungs- und Baufluchtenrecht, haben 
eine gesetzliche Regelung erfahren. Im übrigen muß die Lücke durch 
Polizeiverordnungen für einzelne Städte und größere Bezirke ausgefüllt werden. 
Damit haben wir die unübersehbare Masse der Baupolizeiverordnungen. Alle 
Skrupel und Zweifel des Polizeiverordnungsrechts spielen daher in das Bau- 
polizeirecht hinein. Die Polizeiverordnung muß sich innerhalb der polizei- 
lichen Aufgaben halten; bestritten ist, ob sie sich auch noch auf eine be- 
sondere Klausel des Polizeiverwaltungsgesetzes vom 11. März 1850 bzw. der 
entsprechenden Verordnung vom 23. September 1867 für die neuen Provinzen 
zu stützen hat; sie muß von der zuständigen Behörde nach Benehmen mit 
dem entsprechenden Seibatverwaltungsorgane erlassen, unter Bezugnahme 
auf die gesetzlichen Bestimmungen verkündet sein. Übertretungen haben 
vorläufige polizeiliche Straffestsetzung und, wenn dem gegenüber gericht- 
liche Entscheidung beantragt wird, ein Strafverfahren zur Folge. So 
gelangt die Prüfung der Rechtsgültigkeit und Verbindlichkeit der Bau- 
polizeiverordnungen zur Rechtsprechung der ordentlichen Gerichte. 

Der Umstand, daß die Regelung des Baupolizeirechts im Wege der 
Polizeiverordnung erfolgt, hat aber noch eine weitere, tief greifende Wirkung. 
Die Polizeiverordnungen können ihrer rechtlichen Natur nach nie erschöpfend 
sein. Ein Verwaltungsgesetz erledigt den Gegenstand und will die persön- 
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liehe Freiheit nur den gesetzlich zugelassenen Beschränkungen unterwerfen, 
neben dem Preßgesetze wäre z. B. die Einführung der Zensur durch poli- 
zeiliche Anordnung ausgeschlossen. Eine Polizeiverordnung als die niedere 
Rechtsquelle kann dagegen nie das Gesetz, auf dem die allgemeine polizei- 
liche Ermächtigung beruht, ändern. Mag eine Polizeiverordnung das Bau- 
polizeirecht noch so eingehend regeln, der Polizei bleibt daneben immer 
noch aus anderen Gründen auf Grund der allgemeinen Ermächtigungs- 
klausel die Möglichkeit des Eingreifens. 

Auf Grund der Baupolizeiverordnung oder nach § 10 II, 17 ALR. 
hat die Polizei das Recht des Gebotes oder Verbotes im einzelnen Falle, 
der Polizeiverfügung. Als eine solche muß auch die Versagung der Bau- 
genehmigung, soweit solche vorgeschrieben, gelten. Denn sie bedeutet das 
Verbot des Bauens. Dasselbe gilt von der eingeschränkten Genehmigung. 
Dagegen ist die Erteilung der Genehmigung, wie sie beantragt war, keine 
Polizeiverfügung, da sie keinerlei obrigkeitliche Anordnung, kein Gebot 
oder Verbot, enthält. 1 ) Gegen Polizeiverfügungen findet nun wahlweise 
das im Landes Verwaltungsgesetze vom 30. Juli 1883 geordnete Beschwerde- 
oder Verwaltungsstreitverfahren statt. Damit kommt die Sache in letzter 
Instanz an das Ober Verwaltungsgericht. 

Da eine Polizeiverfügung sich auf eine Polizeiverordnung stützen kann, 
ist die Möglichkeit einer doppelten Rechtsprechung nicht ausgeschlossen. 
An die ordentlichen Gerichte kommt die Frage, ob eine Polizeiverordnung 
übertreten ist, an die Verwaltungsgerichte die Frage, ob eine auf Grund 
der Polizeiverordnung erlassene Polizeiverfügung zu Recht besteht. Dabei 
können Kammergericht und Oberverwaltungsgericht über Gültigkeit einer 
Baupolizeiverordnung verschiedener Ansicht sein. Ein Mittel, diese Meinungs- 
verschiedenheit auszugleichen, gibt es nicht. 

Sachlich ist Aufgabe der Polizei nur die Wahrung des öffentlichen 
Interesses, der polizeilichen Aufgaben. Damit ist die Grenze gegen das 
Privatrecht gegeben. Insbesondere bestimmt sich dadurch das Verhältnis 
von Polizei und Nachbarrecht. 

Das BGB. §§ 906 ff. enthält selbst einige Beschränkungen des Grund- 
eigentümers zugunsten des Nachbarn, weitergehende landesrechtliche Be- 
schränkungen bleiben nach Art. 124 EG. zum BGB. unberührt. Solche 
sind namentlich enthalten in §§ 102 ff I, 8 ALR. Außerdem kann vermöge 
Rechtsgeschäftes ein Nachbar sich zugunsten des andern Beschränkungen 
unterworfen haben, so namentlich durch Grundgerechtigkeiten. Alles das 
liegt auf dem Boden des Privatrechts, das man im Zivilprozeß verfolgen 
kann, das aber die Polizei zu schützen nicht berufen ist. Die Polizei darf 
sich daher um Naohbarreoht und ähnliche Privatrechtsverhältnisse gar 
nicht kümmern, weil das nicht ihres Amtes ist. Damit ergibt sich die 

!) Entsch. des OVG. vom 30. April 1877, Bd. 2, S. 351. Deshalb hat z. B. auch 
ein Dritter, der eich durch Erteilung der Bauerlaubnis verletzt glaubt, kein An- 
fechtungsrecht. 
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überraschende Erscheinung, daß die Polizei sogar einen gesetzwidrigen Bau 
genehmigen muß, wenn die Gesetzwidrigkeit nicht auf polizeilichem, 
sondern auf privatrechtlichem Gebiete liegt. Möge der verletzte Privatmann 
selbst für Wahrung seines Rechtes sorgen, die Polizei ist dazu nicht da. 

In der Tat ist das Gebiet der Baupolizei selbst schon umfangreich 
genug. Denn hier begegnen sich die mannigfaltigsten polizeüichen Gesichts- 
punkte. 1 ) Die Aufgabe der Baupolizei besteht in einer präventiven Feuer- 
polizei, d. h. sie hat dafür zu sorgen, daß schon durch die Art der Anlage 
der Gebäude Feuersgefahren vorgebeugt wird, ferner in einer präventiven 
Gesundheitspolizei, welcher die gleiche Fürsorge gegen die Entstehung von 
Krankheiten obliegt, auch Unfällen vorzubeugen hat, endlich in einer 
Ordnungspolizei, welche Verunstaltungen verhütet. Aber alles das ist und 
bleibt Polizei. Es handelt sich um die Erhaltung der öffentlichen Sicher- 
heit und Ordnung und die Abwehr der ihr drohenden Gefahren. Eine 
darüber hinausgehende pflegende Tätigkeit liegt der Polizei nicht ob. Es 
ist daher nicht ihre Aufgabe, da, wo die Gesundheit nicht gefährdet ist, 
im hygienischen Sinne tätig zu sein, da, wo die Verhinderung einer Ver- 
unstaltung nicht in Frage kommt, die Ansichten künstlerischer Ästhetik 
zur Geltung zu bringen. 

Hier lag die feste Grenze, welche die individualistische Strömung des 
Rechtsstaates dem polizeilichen Eingreifen gezogen hatte. Aber die hierdurch 
ermöglichte individuelle Wülkür befriedigte auf die Dauer immer weniger. 

Das galt zunächst in hygienischer Beziehung. Die übermäßige Aus- 
nutzung des Bodens und Anhäufung der Bevölkerung in engen Räumen 
war allerdings schon vornherein mit solchen Gefahren verknüpft, daß «chon 
innerhalb der Schranken der Polizei ein Einschreiten gerechtfertigt war. 
Hand in Hand mit der Entwicklung der modernen Gesundheitslehre zogen 
die neueren Baupolizeiverordnungen der Ausnutzung des Bodens engere 
Schranken als bisher. Allein zum mindesten höchst zweifelhaft war es 
doch, ob diese Beschränkung soweit gehen könne, für einzelne Teile eines 
Bezirkes oder einer Gemeinde landhausmäßige Bebauung vorzuschreiben. 
Gewiß lebt es sich in einem Villenvororte angenehmer und gesünder, aber 
von einer Gefahr für die Gesundheit kann man doch wohl nicht reden, 
wenn statt der Villen Mietskasernen dastehen, sonst dürfte man letztere 
überhaupt nicht bauen. Das Oberverwaltungsgericht hat gleichwohl die 
in einer Baupolizeiverordnung vorgeschriebenen landhausmäßige Bebauung 
für rechtsgültig erachtet, weil sie sich noch innerhalb der polizeilichen 
Schranken halte, 2 ) gewiß eine dem Gesetze gegenüber sehr weitherzige, 
aber dem modernen Rechtsempfinden entsprechende Auslegung. Dasselbe 
gilt von der gleichfalls bejahten Frage nach der Zulässigkeit des Verbots 
von Fabriken in einzelnen Stadtteilen. 3 ) 

*) Entsch. des OVG. vom 1. Mai 1879, Bd. 5, S. 300. 

2 ) Entsch. vom 13. Juni 1894, Bd. 26, S. 323. 

3 ) Entsch. vom 17. November 1902, Bd. 42, S. 361. 
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Im engsten Zusammenhange damit steht die dem hygienischen wie 
ästhetischen Gebiete in gleicher Weise angehörige Frage, ob die Polizei die 
Anlage von Vorgärten gebieten kann. Die Rechtsgrundlage der Vorgärten 
bildet eine von der Straßenfluchtlinie abweichende Festsetzung der Bau- 
fluchtlinie nach Maßgabe des Fluchtliniengesetzes vom 2. Juli 1875. Indem 
die Baufluchtlinie 3 m hinter der Straßenfluchtlinie zurücktreten kann, 
entsteht ein freier Raum zwischen beiden, der nicht Straßenland wird, 
sondern dem Anlieger gehört und als Vorgarten benutzbar wird. 1 ) Eine 
anderweite Benutzung des Raumes zur Lagerung von Gerümpel, Feuerung usw. 
zu verbieten, liegt unbedenklich in den Befugnissen der Polizei, da sie 
Verunstaltungen der Straße zu verhüten hat. Aber wenn der Anlieger den 
Raum überhaupt nicht benutzt, sondern zur Erweiterung des Bürgersteiges 
pflastern läßt, so ist das keine Verunstaltung, nur die hygienisch-ästhetische 
Annehmlichkeit geht verloren. Sollte trotzdem die Polizei die Anlage von 
Vorgärten gebieten können ? Das Oberverwaltungsgericht hat das an- 
genommen 8 ) wegen des engen Zusammenhanges, in dem die Vorgärten zu 
den Baugrundstücken und zu der Straße stehen. Dies rechtfertigt gewiß 
das polizeiliche Eingreifen, es fragt sich nur, ob im Sinne der positiven 
Anordnung zur Anlage von Vorgärten. Die Bejahung geht über das Gesetz 
hinaus, wenn sie auch dem Rechtsbewußtsein der Gegenwart entspricht. 

Um so auffallender könnte es erscheinen, daß das Oberverwaltungsgericht 
ganz versagt hat, wo es sich um rein ästhetische Gesichtspunkte handelt. 
Es kommt hier besonders der berühmte Fall vom Kreuzbergdenkmale 3 ) in 
Betracht. Ein Polizeiverordnung hatte nach Höherlegung des Kreuzberg- 
denkmals den Grundbesitzern am Fuße verboten, über eine gewisse Höhe 
zu bauen, damit die Aussicht von dem Denkmale und dessen Ansicht von 
unten nicht beeinträchtigt werde. Dieses Verbot wurde nicht als rechts- 
giltig anerkannt, da eine Verunstaltung nur in der Herbeiführung eines 
positiv häßlichen Zustandes, nicht schon in der Verminderung einer vor- 
handenen Formschönheit liege. Nun, wo verminderte Schönheit anfängt, 
in positive Häßlichkeit und Verunstaltung überzugehen, ist eine schwer zu 
entscheidende Frage. Man kann der Ansicht sein, daß jede Verminderung 
der Schönheit gegenüber dem bisherigen Zustande eine Verunstaltung ist. 
Wenn das Oberverwaltungsgericht hier im Gegensatze zu der Frage der 
landhausmäßigen Bebauung und der Vorgärten eine individualistisch streng 
abweisenden Standpunkt einnimmt, so erklärt sich das vielleicht aus der 
Zeit. Das Urteil ist eines der früheren, als die individualistische Auf- 



*) Ohne solche Fluchtlinien kann die Polizei keine Vorgärten anordnen. Entsch. 
des OVG. vom 4. April und 13. Juni 1898, Bd. 33, S. 422, Bd. 34, S. 421. 

2 ) Entsch. vom 22. Oktober 1889, Bd. 18, S. 376; 26. September 1889, Bd. 18, 
S. 371. 

») Entsch. vom 14. Juni 1882, Bd. 9, S. 354. Ebenso Entsch. vom 24. März 1898, 
Bd. 33, S. 404; 3. Juni 1901 (Frankfurt a. 31.), Bd. 40, S. 399; 15. Juni 1899 (Nassau), 
Bd. 35, S. 387. 
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fassung des Rechtsstaates noch vorherrschte, und man alles, was nach Be- 
vormundung aussah, zurückwies. 

Damit war aber der ästhetischen Verwüstung Tür und Tor geöffnet. 
Man konnte in ein charakterisches mittelalterliches Städtebild mit altem 
Fachwerkbau plötzlich eine fünfstöckige Mietskaserne in rotem Backsteine 
oder ein Warenhaus in nachgemachtem Sandsteine aufbauen, das war nur 
Verminderung einer vorhandenen Formschönheit, aber keine Verunstaltung. 
Baupolizeiverordnungen konnten in dieser Hinsicht gar nichts helfen, da 
sie ja vom Oberverwaltungsgerichte nach seiner RechtsauffaBsung für un- 
gültig erklärt werden mußten. Ein Glück, wenn in der Öffentlichkeit ein- 
mal rechtzeitig Alarm geschlagen wurde, die Stadt oder eine Gesellschaft 
das gefährdete Gebäude für öffentliche Zwecke aufkaufte oder ausnahms- 
weise einmal der Besitzer sich schämte. 

Hier konnte beim Versagen der Rechtsprechung nur die Gesetzgebung 
dem modernen Rechtsbewußtsein zum Siege verhelfen. 

Das ist durch das Gesetz vom 15. Juli 1907 gegen die Verunstaltung 
von Ortschaften und landschaftlich hervorragenden Gegenden gesehen. 1 ) 

Es erklärt zunächst die gröbliche Verunstaltung der Straßen und Plätze 
der Ortschaft oder des Ortsbildes für einen Grund zur Versagung der 
Baugenehmigung. Damit wird die bekannte landrechtliche Bestimmung 
auf den ganzen Staat ausgedehnt. Da sie aber im Grunde genommen 
nichts anderes enthält, als was an sich schon innerhalb der polizeilichen 
Befugnisse lag, wird damit keine Neuerung getroffen, sondern nur der be- 
stehende Rechtszustand einheitlich gesetzlich festgelegt. 

Indem aber die darüber hinausgehenden Beschränkungen nicht un- 
mittelbar durch Gesetz eingeführt, sondern nur entsprechende ortsstatutarische 
Satzungen zugelassen sind, geht die Polizei unmerkbar in die kommunale 
Wohlfahrtspflege über. Denn das Ortsstatut ist autonome Satzung der 
Gemeinde, durch die Gemeindeorgane, insbesondere unter Zustimmung der 
Gemeindevertretung, und unter Bestätigung der höheren Selbstverwaltungs- 
behörde, des Kreis- oder Bezirksausschusses, zu erlassen. Aber die Durch- 
führung dieser kommunalen Satzungen wird der Baupolizei übertragen. 

Ortsstatutarisch kann für bestimmte Straßen und Plätze von geschicht- 
licher oder künstlerischer Bedeutung vorgeschrieben werden, daß Neubauten 
oder Änderungen keine Beeinträchtigung der Eigenart des Bildes herbei- 
führen dürfen. Ferner können ortsstatutarisch von dem gleichen Gesichts- 
punkte auch Reklameschilder, Schaukästen usw. von der Genehmigung der 
Balipolizeibehörde abhängig gemacht werden. Endlich ist zugelassen, daß 
ortsstatutarisch für bestimmte Flächen, Landhausviertel, Badeorte, Pracht- 
straßen, besondere Anforderungen aufgestellt werden. 

l ) Dazu Erlaß der Minister der öffentlichen Arbeiten und des Innern vom 10. Ja- 
nuar 1908 im Reichs- und Staatsanzeiger vom 21. Januar abends, wo besonders auf 
das Einfache und Natürliche der Ileimatkunst verwiesen, die Bildung von Ortsaus- 
schüssen, Preisausschreiben und Ehrenpreise empfohlen werden. 
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Vor Erlaß eines solchen Ortsstatuts sollen Sachverständige gehört 
werden, ebenso, wenn das Ortsstatut nichts anderes bestimmt, Sachver- 
ständige und Gemeindevorstand bei Baugenehmigungen, bei denen die 
geschichtliche oder künstlerische Bedeutung der Straßen und Plätze in 
Frage kommt. 

Endlich kann der Regierungspräsident mit Zustimmung des Bezirks- 
ausschusses die Versagung der Baugenehmigung bei gröblicher Verunstaltung 
des Landschaftsbildes für landschaftlich hervorragende Teile des Regierungs- 
bezirkes vorschreiben. Das Verbot grober Verunstaltung wandert damit 
über die Grenzen der städtischen Straßen und Plätze auf das Land hinaus. 
Während hier bisher die Landespolizeibehörde nach dem Gesetze vom 
2. Juni 1902 nur die Verunstaltung durch Reklameschilder, Aufschriften 
und Abbildungen verbieten konnte, werden nunmehr auch Bauten als mög- 
liche Entstellungen angesehen. 

Der durch das Gesetz angebahnte Fortschritt ist gewiß erfreulich. 
Wird doch dadurch erst die rechtliche Möglichkeit geschaffen, Städtebilder 
wie Danzig, Hildesheim, Münster auch für die Zukunft zu erhalten. Be- 
denklich ist dabei nur der weite Spielraum, der der Gemeindeautonomie 
gelassen ist. Schon bisher durften nach den Gemeindeordnungen Gemein- 
den Sachen, die einen geschichtlichen, wissenschaftlichen oder künstlerischen 
Wert hatten, so namentlich Stadtmauern, Tore und Türme, Wälle, weder 
veräußern noch verändern ohne staatliche Genehmigung. Und doch wie 
vieles ist verwüstet worden. Das Wort Verkehrshindernis wirkte auf die 
städtischen Organe wie ein rotes Tuch, und Magistrat und Stadtverordnete 
stürzten mit gesenkten Köpfen darauf los, um es zu beseitigen. Die 
staatliche Aufsicht konnte nur bisweilen den schlimmsten Vandalismus 
verhindern und mußte sich natürlich auch dann noch dem Vorwurfe eines 
schweren Eingriffs in die städtische Selbstverwaltung aussetzen. 

Doch das Verwaltungsrecht des Städtebaues erschöpft sich nicht in 
der Baupolizei und den darin liegenden Rechtsschranken für den Bau 
einzelner Häuser. Darüber hinaus ist die Städteerweiterung eines der 
wichtigsten Probleme der Gegenwart geworden. Hier handelt es sich nicht 
mehr um Polizei, sondern um kommunale Wohlfahrtspflege. 

Fast ein halbes Jahrtausend hat der Städtebau in diesem Sinne still- 
gestanden. 

Nehmen wir einen geschichtlichen Stadtplan von Köln zur Hand, so 
finden wir die alte Ubierstadt, ihre Erweiterung zur Römer- und Franken- 
stadt in fast regelmäßigen Vierecke, nochmalige beträchtliche Erweiterungen 
beim Aufblühen der deutschen Städte in der Hohenstaufenzeit, vom 12. 
bis 19. Jahrhundert steht dieselbe Umwallung fest. In Straßburg schließt 
sich an das römische Viereck die erste Erweiterung 720, zwei andere im 
13. und 14. Jahrhundert, damit ist die alte Stadt im wesentlichen fertig. 
In der Folgezeit hat fürstlicher Absolutismus zunächst über das Bedürfnis 
hinaus bestehende Städte erweitert wie Berlin oder auch neue gegründet 
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wie Karlsruhe. Doch der Hauptsache nach stand das städtische Weichbild 
für Jahrhunderte fest. 

Vergleichen wir damit die gewaltige Umwälzung des 19. Jahrhunderts, 
besonders in seiner zweiten Hälfte. Die volkswirtschaftliche Entwicklung 
der Verwandlung des Ackerbaustaates in einen Industriestaat drängte einen 
immer größeren Prozentsatz der Bevölkerung in die Städte, dehnte manche 
der alten Städte gewaltig aus, verwandelte kleine Landstädte und Dörfer 
in Großstädte. Die Veränderung des Heerwesens und der Steuerverfassung 
gestattete dabei die alten Stadtmauern zu sprengen. Der moderne Städte- 
bau wurde damit eine der wichtigsten Kulturaufgaben, an der auch die 
Rechtsordnung nicht achtlos vorbei gehen kann. 

Ein Geschlecht baut auf den Errungenschaften des andern. Daß da- 
bei eino ganze Ortschaft von Grund aus neu hergestellt wird, ist die ver- 
schwindende Ausnahme. Ein Beispiel bietet die königliche Notverordnung 
vom 30. Oktober 1895, die später die Genehmigung des Landtages erhielt, 
betreffend Förder uns eines veränderten Bebauungsplanes des durch Brand 
zerstörten Fleckens Brotterode. Hier erschien vor dem Wiederaufbaue eine 
Zusammenlegung und anderweite Verteilung gewisser Grundstücke wünschens- 
wert, um ähnlichen Katastrophen für die Zukunft vorzubeugen. Solche 
vereinzelte Erscheinungen können natürlich keine allgemeinere Bedeutung 
beanspruchen. 

In der Hauptsache handelt es sich um Stadterweiterungen. 

Bis in die neuere Zeit wurden die Fluchtlinien, die zugleich Straßen- 
und Baufluchtlinien waren, von der Polizei im baupolizeilichen Interesse 
festgestellt. An die Stelle dieser polizeilichen Regelung ist nunmehr seit 
einem Menschenalter die gesetzliche nach Maßgabe des Baufluchtengesetzes 
vom 2. Juli 1875 getreten. 

Auch hier ist der Weg beschritten, daß das Gesetz nicht unmittelbar 
eine Regelung trifft, sondern nur die Gemeinde zur Regelung ermächtigt. 
Die Festsetzung der Straßen- und Baufluchtlinien kann im voraus durch 
den Gemeindevorstand im Einverständnisse mit der Gemeinde bzw. deren 
Vertretung unter Zustimmung der Ortspolizeibehörde, welche auch die 
Festsetzung im polizeilichen Interesse verlangen kann, erfolgen. Nach 
Erledigung der Einsprüche wird der Plan von der Gemeindebehörde förm- 
lich festgestellt und bekannt gemacht. In den Residenzstädten Berlin, 
Potsdam, Charlottenburg und deren nächster Umgebung bedarf es dazu 
königlicher Genehmigung. Dem Grundeigentümer wird damit das Recht 
entzogen, über die Fluchtlinie hinaus zu bauen, die Gemeinde erhält 
dagegen das Enteignungsrecht hinsichtlich der zu öffentlichen Straßen und 
Plätzen bestimmten Grundflächen. Durch Ortsstatut kann überdies die 
Errichtung von Wohngebäuden an Straßen und Straßenteilen, die noch 
nicht nach den baupolizeilichen Vorschriften für den öffentlichen Verkehr 
oder den Anbau hergestellt sind, untersagt werden. 

Die Vorteile des Baufluchtengesetzes liegen nicht bloß in der Her- 
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Stellung eines einheitlichen Planes für die Städteerweiterung. Der Grund- 
eigentümer wird auch dem Plane gemäß in seiner Baufreiheit beschränkt, 
und die Gemeinde hat demgemäß das Gebiet, das sie später als Straßen- 
land für sich in Anspruch nimmt, nicht als Bauland, sondern nur als 
Ackerland zu bezahlen. In diesen Vorteilen, wodurch die Bauspekulation 
zugunsten der Gemeinde eingeschränkt wird, liegt gleichzeitig der mittel- 
bare Zwang für die Gemeinde, wirklich einen Bebauungsplan aufzustellen 
und nicht die Festsetzung der Fluchtlinien der Polizei zu überlassen. Ein 
darüber hinausgehender Mißbrauch ist es freilich, wenn eine Gemeinde die 
ortsstatutarisch gewährte Möglichkeit, die Errichtung von Wohngebäuden 
an noch nicht hergestellten Straßen zu verbieten, dazu benutzt, die un- 
entgeltliche Hergabe des Straßenlandes zur Bedingung der Bauerlaubnis 
zu machen. 

Doch der Fluchtlinienplan ist nur der äußere Rahmen, innerhalb 
dessen sich die positive Wirksamkeit der Gemeinde vollziehen soll. 

In erster Linie bedarf es dazu der zweckmäßigen Gestaltung der Bau- 
grundstücke. Nur für Frankfurt a. M. unter Leitung seines hervorragenden 
Oberbürgermeisters Adickes ist in dieser Hinsicht durch' Gesetz vom 
28. Juli 1902 vorgesehen, daß für überwiegend unbebaute Teile nach Fest- 
stellung des Bebauungsplanes aus Gründen des öffentlichen Wohles zur 
Erschließung von Baugelände sowie Herbeiführung einer zweckgemäßen 
Gestaltung von Baugrundstücken die Umlegung von Grundstücken ver- 
schiedener Eigentümer erfolgen kann. Antragsberechtigt sind dabei sowohl 
der Magistrat auf Grund eines Gemeindebeschlusses wie die Eigentümer 
von mehr als der Hälfte der umzulegenden Grundstücke. Schon im fol- 
genden Jahre, am 4. Juni 1903, erging für Frankfurt a. M. ein neues Ge- 
setz, betreffend die Bebauung der Wallgrundstücke. Danach kann durch 
Gemeindebeschluß im Einvernehmen mit der Ortspolizeibehörde bestimmt 
werden, daß bei den ehemaligen Wallgruridstücken die Bebauung, die Art 
der Bebauung und die Benutzung zum Gewerbebetriebe beschränkt, für 
die unbebauten Teile die gartenmäßige Benutzung geboten und die Her- 
stellung von Ausgängen nach der städtischen Promenade untersagt ist. 
Andere Städte, wie Dortmund, Neuß und Wetzlar haben das gleiche Ziel 
zweckmäßiger Gestaltung der Baugrundstücke auf dem Wege der Zusammen- 
legung durch die Auseinandersetzungsbehörden zu erreichen versucht. 1 ) 

Hier wäre nun für die Gemeinden der geeignete Boden, von der viel- 
gepriesenen Selbstverwaltung einmal den passenden Gebrauch zu machen 
und durch rechtzeitigen, umfassenden Erwerb von Bauland der Bau- 
spekulation und der beständigen Steigerung der Mietspreise entgegen- 
zutreten. Ob man dieses Bauland später zum Erbbaurechte vergibt oder 
selbst städtische Gebäude darauf errichtet, wäre eine andere Frage. Auf 
die Sozialpolitik soll hier nicht eingegangen werden. Es bedarf nur der 

1 ) Vgl. Wedige u. Fahrenhorst, Die Grundstücksumlcgung in Stadtfeldmarken, 
Dortmund 1903. 
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besonderen Betonung, daß die Organisation unserer städtischen Selbst- 
verwaltung einer gesunden Sozialpolitik schwer zu überwindende Hinder- 
nisse bereitet. Gewiß beruht alle Selbstverwaltung auf den besitzenden 
Klassen. Aber die Ubermacht der Hausbesitzer und ihres sozialen Klassen- 
interesses bedeutet die Versumpfung jeder Sozialpolitik in dieser Hinsicht. 
Wohl verlangt man von Gemeinde wegen Maßregeln, daß die von der 
Stadt besoldeten Beamten und Lehrer nicht in die Vororte ziehen, sondern 
ihre Miete hübsch ordentlich in stetig steigender Höhe bei den städtischen 
Hausherren abladen. Aber selbst für die Gemeindebeamten und Arbeiter 
gute billige Wohnungen in städtischen Häusern zu schaffen oder den 
Grund und Boden billig für Erbbaurecht abgeben, würde einen Schrei der 
Entrüstung hervorrufen. 

Verwaltungsrechtlich ist diese mangelnde Leistungsfähigkeit insofern, 
als sie auf der unzureichenden Organisation unserer Gemeindeverfassung 
beruht, die, für ganz andere Verhältnisse geschaffen, gegenüber den großen 
Aufgaben der Gegenwart vielfach versagt. Die Abhilfe wird wahrschein- 
lich nur durch eine Verschiebung des Verhältnisses staatlicher und städti- 
scher Verwaltung zugunsten des Staates, also wiederum auf verwaltungs- 
rechtlichem Wege zu erreichen sein. Es muß eben der Staat, statt den 
Wohnungsgeldzuschuß seiner Beamten zu erhöhen, was doch nur neue 
Mietssteigerungen zur Folge hat und ganz zwecklos ist, in den Städten 
selbst Häuser zu Wohnungen für seine Beamten erwerben und damit Ein- 
fluß auf die städtische Bodenpolitik gewinnen. 1 ) Dann müssen die Stadt- 
verwaltungen von selbst nachfolgen. 

Im engsten Zusammenhange mit der Aufstellung der Fluchtlinien steht 
endlich die wirkliche Anlage neuer Straßen. 

Nach dem Baufluchtengesetze vom 2. Juli 1875 kann durch Ortsstatut 
bestimmt werden, daß bei der Anlegung einer neuen oder der Verlängerung 
einer schon bestehenden Straße, wenn solche zur Bebauung bestimmt ist, 
sowie bei dem Anbau an schon vorhandenen, bisher unbebauten Straßen 
und Straßenteilen von dem Unternehmer der neuen Anlage oder von den 
angrenzenden Eigentümern, von letzteren, sobald sie Gebäude an der 
neuen Straße errichten, die Freilegung, erste Einrichtung, Entwässerung 
und Beleuchtungsvorrichtung der Straße in der dem Bedürfnisse ent- 
sprechenden Weise beschafft werde. Ebenso kann die höchstens fünf- 
jährige Unterhaltung gefordert werden. Zu diesen Kosten können die 
angrenzenden Eigentümer nicht für mehr als die Hälfte der Straßenbreite 
und, wenn die Straße breiter als 26 m ist, nicht für mehr als 13 m der 
Straßenbreite herangezogen werden. Das Kommunalabgabengesetz vom 
14. Juli 1893, das den Beiträgen eine allgemeine Bedeutung in der städti- 
schen Finanzwirtschaft gegeben hat, hält die Straßenregulierungsbeiträge 
nach Maßgabe des bisherigen Rechtszustandes einfach aufrecht. 

Vgl. Bornhak, Die Erhöhung de* Wohnungsgeldzuschusses der, Beamten in 
der „Sozialen Praxi*", Jahrgang 1907, S. 600. 
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Die innere Rechtfertigung der Straßenregulierungsbeiträge liegt in der 
durch die Straßenregulierung bewirkten Wertsteigerung der Grundstücke. 
Aus dem Ackerlande wird Bauland. Da die Gemeinde diese Wertsteigerung 
bewirkt, ist es eine Forderung ausgleichender Gerechtigkeit, daß die bevor- 
zugten Grundbesitzer die Gemeinde für die aufgewendeten Kosten der 
Anlage und der ersten Zeit der Unterhaltung schadlos halten, um so mehr 
als sich in aufblühenden Städten schon lange vorher die Bauspekulation 
der anbaufähigen Grundstücke zu bemächtigen pflegt. Hier kann auch 
die unentgeltliche Abtretung des Straßenlandes eine Rolle spielen, indem 
der Wert des abzutretenden Straßenlandes gegen die Straßenregulierungs- 
beiträge aufgerechnet wird. Wirkliche Unentgeltlichkeit kann niemals 
gefordert werden. 

Diese Beitragspflicht der Unternehmer oder Anlieger erstreckt sich 
freilich nur auf neue Straßen, die noch nicht für den öffentlichen Verkehr 
hergestellt und eröffnet sind. Sie kann dagegen nicht auf solche Straßen 
erstreckt werden, welche von den Gemeinden längst ohne Widerspruch zur 
Pflasterung oder Beleuchtung übernommen waren. Damit entsteht der 
vom Oberverwaltungsgerichte entwickelte Begriff der historischen Straße. 1 ) 
Sie braucht nicht bebaut, auch nicht gepflastert gewesen zu sein, es muß 
sich nur um einen mit dem Straßennetze in unmittelbarer Verbindung 
stehenden Weg, der unbestritten dem öffentlichen Verkehre diente, ge- 
handelt haben. Auch wenn an der Stelle eines elenden Weges eine 
neue Prachtstraße geschaffen wird, geht dadurch der Charakter der histo- 
rischen Straße nicht verloren. Es wird daher im wesentlichen eine tat- 
sächliche Frage sein, ob eine historische Straße vorliegt. Wer aber an 
einer solchen baut, kann zu den Regulierungs- und Unterhaltungskosten 
nicht herangezogen werden. 2 ) 

Doch auch über das Maß des Baufluchtengesetzes hinaus ist die 
Erhebung von Beiträgen nach § 9 des Kommunalabgabengesetzes zulässig. 
Die Gemeinden können behufs Deckung der Kosten für Herstellung und 
Unterhaltung von Veranstaltungen, welche durch das öffentliche Interesse 
erfordert werden, von den Grundeigentümern und Gewerbtreibenden, denen 
hierdurch besondere wirtschaftliche Vorteile erwachsen, verhältnismäßige 
Beiträge erheben. Das soll insbesondere geschehen, wenn die Kosten 
sonst durch Steuern aufgebracht werden müßten. Nach Offenlegung des 
Planes zwecks Erhebung von Einwendungen faßt die Gemeinde den ent- 
sprechenden Beschluß. 

Nach den mannigfachsten Richtungen ist hierdurch der Gemeinde die 
Möglichkeit gegeben, die Kosten städtischer Anlagen auf die Interessenten 

*) Entach. vom 25. April 1878, Bd. 3, S. 304; 6. Nov. 1882, Bd. 9, S. 319; 18. Juni 
1889, Bd. 18, S. 382. 

2 ) Das güt natürlich nur von der Verpflichtung auf Grund des Baufluchten- 
gesetzes für die einzelne Straße, daß daneben noch eine allgemeine Beitragspflicht für 
alle Straßen besteht, die auch historische Straßen betrifft, ist nicht ausgeschlossen. 
Vgl. S. 17 N. 1. 
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abzuwälzen. Allgemein wird diese Abwälzung in Frage kommen bei den 
Kosten einer Kanalisation oder Wasserleitung. Aber auch wenn die Ge- 
meinde einen Sandberg in einen städtischen Park, eine Kohlonstätte in 
einen Schmuckplatz verwandelt, erhalten die benachbarten Grundbesitzer 
dadurch Vorteile, die eine entsprechende Wertsteigerung des Grundstückes 
herbeiführen. Den Ausgleich für diesen Vorteü, den die Gemeinde gewährt, 
bilden die Beiträge. Ja, es könnte die Frage auftauchen, ob nicht bei 
Straßenregulierungen über die Grenzen des Baufluchtengesetzes hinaus nach 
den allgemeinen Grundsätzen des Kommunalabgabengesetzes Beiträge 
erhoben werden können. Diese Frage ist freilich zu verneinen, da das 
besondere Gesetz dem allgemeinen vorgeht und es ausschließt. Wohl aber 
können für Anlage der Bürgersteige und anderweite Straßenunterhaltung 
allgemeine Beiträge erhoben werden. 1 ) 

Der öffentlichrechtliche Charakter der Beiträge läßt jede Forderung 
privatrechtlicher Sicherstellung ausgeschlossen erscheinen. In dieser Hin- 
sicht ist von den Gemeinden ebensosehr gesündigt worden wie mit der 
Forderung unentgeltlicher Abtretung des Straßenlandes. Man reguliert ja 
eine Straße nicht immer schon dann, wenn einige AnHeger an ihr Gebäude 
errichten, sondern läßt die Sache zunächst einige Zeit ruhen, bis sich ein 
allgemeines Bedürfnis herausstellt. Von den Grundbesitzern, die bauen 
wollten, verlangte man aber ortsstatutarisch die Eintragung einer Kautions- 
hypothek auf ihr Grundstück für die erst künftig fällig werdenden Bei- 
träge und machte die Erteilung der Bauerlaubnis von der Eintragung der 
Hypothek abhängig. Das ist vom Oberverwaltungsgerichte mit Recht für 
unzulässig erklärt worden. 2 ) Es ist das ein Beispiel, wie sich die Bau- 
polizei, zumal wenn sie in der Hand von Gemeindeorganen hegt, rechts- 
widrig in den Dienst kommunaler Interessen stellt, während polizeiliche 
Gesichtspunkte die Hintanhaltung der Bauerlaubnis überhaupt nicht recht- 
fertigen. Die kommunalen Interessen fallen aber wieder zusammen mit 
denen der städtischen Grundbesitzer, denen an möglichster Erschwerung 
von Neubauten gelegen sein muß. Für die Organe der Baupolizei kann 
eine solche Handlungsweise wegen der dahinter schwebenden Regreßpflicht 
höchst bedenkliche Folgen haben. 

Auf Vollständigkeit machen diese Ausführungen keinen Anspruch. 
Ebensowenig kann es sich um ein systematisch geschlossenes Städtebau- 
recht handeln. Die mannigfachsten Rechtsfragen spielen hier hinein. 
Manches ist unvollkommen, manches noch in der Entwicklung begriffen. 
Doch wir streben nicht ohne Erfolg vorwärts. 

») Entach. des OVG. vom 3. Nov. 1897, Bd. 32, S. 122. Dag gilt auch von 
Straßenverbreiterungen, Entach. voui 12. Juni 1900, Bd. 37, S. 24. 

2 ) Entach. vom 1. Mai 1887, Bd. lö, S. 156; 2. Febr. 1892, Bd. 23, S. 25; 3. Mai 
1892, Bd. 23, S. 23. 
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